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Der Bundesfinanzhof („BFH“) hat sich in diesem Jahr mit der Frage befasst, unter welchen Vo-
raussetzungen Zinsaufwendungen einer Holding, deren Zweck es ist, andere Gesellschaften des 
Konzerns zu finanzieren, mit Zinserträgen saldiert werden können, so dass eine teilweise Hinzu-
rechnung der Zinserträge für Gewerbesteuerzwecke unterbleiben kann.  

Mit Urteil vom 17. Juli 2019 (Az. III R 24/16, DStR 2019, 2251) hat der BFH entschieden, dass 
eine Holding, deren Geschäftszweck die Finanzierung verbundener Gesellschaften darstellt, an-
fallende Zinsaufwendungen mit erhaltenen Zinserträgen der Tochtergesellschaft nur dann saldie-
ren darf, wenn es sich um durchlaufende Kredite handelt. Im Streitfall wurde das Vorliegen 
durchlaufender Kredite, die eine Ausnahme vom Saldierungsverbot der Rechtsprechung bilden 
und an strenge rechtliche Voraussetzungen geknüpft sind, vom Bundesfinanzhof abgelehnt. 

 

 

Allgemeine Grundsätze 

Gemäß § 8 Nr. 1 a Gewerbesteuergesetz (im 
Folgenden GewStG) sind bei Einkünften aus 
Gewerbebetrieb anfallende Zins- oder Leasing-
aufwendungen nur zum Teil steuerlich abzieh-
bar. Bei der Ermittlung des Gewinns abgezo-
gene Zinsaufwendungen werden gemäß der 
Vorschrift in Höhe von 25% wieder hinzuge-
rechnet, sofern die Summe den Betrag von 
100.000 € übersteigt. Eine Saldierung von 
Zinsaufwendungen und Zinserträgen ist grund-
sätzlich nicht vorgesehen. 

Um gleichzeitig jedoch Banken, aus deren Ge-
schäftsbetrieb sich naturgemäß hohe Zinsauf-
wendungen ergeben, vor einer unverhältnismä-
ßig hohen Steuerlast aufgrund der Hinzurech-
nung ihrer Zinsaufwendungen zu schützen, re-
gelt § 19 Abs. 1 der Gewerbesteuer-Durchfüh-
rungsverordnung (im Folgenden GewStDV) als 
sogenanntes „Bankenprivileg“ eine Ausnahme. 
Nach dieser Vorschrift können Banken von der 
in § 8 Nr.1 GewStG maßgeblichen Hinzurech-
nung unter bestimmten Voraussetzungen be-
freit werden. 

Dieses Bankenprivileg gilt nach einem Urteil 
vom BFH aus dem Jahre 2016 (Urteil vom 6. 
Dezember 2016, Az. I R 79/15) unter bestimm-
ten Voraussetzungen auch für Konzernfinan-
zierungsgesellschaften, wenn sie Bankgeschäfte 
im Sinne des § 1 KWG betreiben. Zwar gelten 
diese Gesellschaften gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 7 
KWG nicht als Kreditinstitute im Sinne des 

KWG, dies sperre nach Auffassung des BFH 
aber nicht den Anwendungsbereich des § 19 
Abs. 1 GewStDV. Es sei auch nicht entschei-
dend, dass die Gesellschaft keine Bankerlaub-
nis besitze. 

Fragestellung 

Fraglich ist, ob es auch für Finanzierungsge-
sellschaften, die aus tatbestandlichen Gründen 
nicht unter das BFH-Urteil vom 6. Dezember 
2016 fallen (d.h. bei denen das Bankenprivileg 
des § 19 Abs. 1 GewStDV keine Anwendung fin-
det), eine Möglichkeit gibt, von der Hinzurech-
nungsvorschrift des § 8 Nr.1 a GewStG abzu-
weichen. Ein Ansatzpunkt könnte dabei die 
Saldierung von Zinsaufwendungen und Zinser-
trägen bei durchlaufenden Krediten sein. Ein 
solcher Fall war Grundlage des BFH-Urteils 
vom 17. Juli 2019.  

Zugrunde liegender Sachverhalt 

Bei der Klägerin handelte es sich um eine Hol-
ding, deren Geschäftszweck die Darlehensauf-
nahme und Weitergabe an ihre Tochtergesell-
schaft war, die mit den zur Verfügung gestell-
ten Kreditmitteln Schiffe erwerben sollte. Die 
Kredite wurden von der Klägerin aufgenom-
men und dann zu den gleichen Konditionen an 
die Tochtergesellschaft weitergegeben, zu de-
nen die Klägerin die Kredite bei der Bank er-
hielt. Die Klägerin vertrat die Auffassung, dass 
die angefallenen Zinsaufwendungen für Zwe-
cke der Gewerbesteuer nicht gemäß § 8 Nr.1 a 
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GewStG hinzuzurechnen seien, da es sich ledig-
lich um Zinsaufwendungen für durchlaufende 
Kredite handele. Es sei vielmehr eine Saldie-
rung zwischen Zinsaufwendungen und -erträ-
gen vorzunehmen. 

Das zuständige Finanzamt stellte sich demge-
genüber auf den Standpunkt, die Zinsen seien 
als „Entgelte für Schulden“ gemäß § 8 Nr.1 a 
GewStG hinzuzurechnen, für eine Saldierung 
sei kein Raum Das Finanzgericht wies die da-
gegen gerichtete Klage der Holding ab (FG 
Hamburg vom 15. April 2016, Az. 3 K 145/15). 

Entscheidung des Bundesfinanzhofes 

Gegen dieses Urteil hatte die Holding Revision 
vor dem BFH eingelegt. Der BFH stand vor der 
Frage, ob es sich bei den in Rede stehenden 
Darlehen um „durchlaufende Kredite“ han-
delte. Nach der Vorgängerfassung des § 8 Nr.1 
GewStG, die bis 2007 galt, waren durchlaufen-
den Kredite von der Hinzurechnung im Sinne 
der Vorschrift § 8 Nr. 1 a GewStG auszuneh-
men. Ob eine solche Ausnahme der Hinzurech-
nung nach der neuen Fassung des § 8 Nr.1 a 
GewStG, die 2008 in Kraft trat, weiterhin gilt, 
wurde durch die Gerichte bisher offengelassen. 
Auch im vorliegenden Fall konnte diese Frage 
(leider) dahinstehen, da es sich bei den in Rede 
stehenden Darlehen nach Auffassung des BFH 
nicht um durchlaufende Kredite handele. Für 
das Vorliegen eines durchlaufenden Kredites 
müssten nach Auffassung des BFH nämlich die 
folgenden Voraussetzungen erfüllt sein:  

 Der aufgenommene Kredit muss nach dem 
Willen des Vertragsschließenden zu einem 
außerhalb des Betriebs des Darlehensneh-
mers liegenden Zweck verwendet werden. 
Der Kredit muss somit im fremden Inte-
resse aufgenommen worden sein. 

 Der Darlehensnehmer muss auf eine ihm 
genau vorgeschriebene Weitervermittlung 
des Kredits und auf dessen Verwaltung be-
schränkt sein. 

 Dem Darlehensnehmer darf aus dem Vor-
gang kein über die bloßen Verwaltungskos-
ten hinausgehender Nutzen erwachsen.  

 
Nach Ansicht des BFH lagen im Streitfall keine 
durchlaufenden Kredite vor: Die Kreditauf-
nahme durch die Klägerin erfolgte nach Auffas-
sung des BFH zumindest auch in ihrem eigenen 
Interesse, da der Zweck der Holding gerade da-
rin bestanden habe, Darlehen aufzunehmen 
und an ihre Tochtergesellschaft weiterzuleiten. 

Darüber hinaus habe die Klägerin 100% der An-
teile an der Tochtergesellschaft gehalten, so 
dass mit der zweckentsprechenden Verwen-
dung des Darlehens , d.h. dem fremdfinanzier-
ten Erwerb des Schiffes, nicht nur das Betriebs-
vermögen der Tochter gemehrt, sondern auch 
der Wert der von der Klägerin an der Tochter-
gesellschaft gehaltenen Anteile erhöht worden 
sei.  
 
Im Ergebnis schied nach Ansicht des BFH somit 
eine Saldierung der Zinsaufwendungen mit den 
von der Tochtergesellschaft erhaltenen Zinser-
trägen aus. 
 
Fazit 

Der BFH lässt leider weiterhin die Frage offen, 
ob (auch) nach aktueller Rechtslage eine Hin-
zurechnung von Zinsaufwendungen nach § 8 
Nr. 1a GewStG bei durchlaufenden Krediten 
unterbleiben darf. Das aktuelle BFH-Urteil 
schließt diese Möglichkeit zumindest nicht aus, 
sondern konkretisiert die Voraussetzungen für 
durchlaufende Kredite. Daher ist eine Abstand-
nahme von der Hinzurechnung auch bei Nicht-
Banken (bei denen das Bankenprivileg keine 
Anwendung findet) theoretisch weiterhin mög-
lich, sofern die vom BFH konkretisierten Vo-
raussetzungen für durchlaufende Kredite er-
füllt sind. Wir empfehlen daher, entsprechende 
Sachverhalte zu dokumentieren und gegenüber 
der Finanzverwaltung offenzulegen sowie ge-
gen ablehnende Bescheide Einsprüche einzule-
gen.   
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Ihr PwC Team 

Wir freuen uns auf Ihr Feedback. 
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